Lord Redeliffe am 31. Januar gegebenen Balles. 


„ 


t Zeltung erſcheint zwel Mal, 
Her us 8 Uhr und bebe 6 Uhr 


Viertsljahrlicher Abonnementspreis für Stettin 1 thlr. 10 ſgr., 
mit Botenlohn 1 thlr. 17 far. 6 pf. 
Für Pommern und das übrige Deutſchland 1 thlr. 11 fgr. 6 pf. 
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Drientalifche Frage. 
aris, Montag, 18. Februar. Dem „Journal des De⸗ 


daß Nikolajeff nicht ferner befeſtigt bleibe. 

Die engliſchen Blätter bringen jetzt Schilderungen des von 
Man muß 
die Heiligkeit kennen, mit der die orientaliſche Etikette die unnah⸗ 
bare Perſon des Padiſchah umgiebt, um zu begreifen, von welcher 
ſymboliſchen Bedeutung jede Kleinigkeit im Hergang dieſes Abends 
war. Zum erſten Mal hat ein Nachfolger des Propheten ſeinen 
Fuß über die Schwelle eines fremden Geſandten geſetzt; er, deſſen 
Privatleben fo eiferſüchtig jedem Auge verborgen wird, daß Nie⸗ 
mand als der Ober⸗Eunuch bei ſeinen Mahlzeiten aufwarten darf, 


hat „öffentlich, Erfriſchungen eingenommen, und er, mit dem jede 


körperliche Berührung ſo ſtrenge verpönt iſt, daß nur die höch⸗ 


ſten Würdenträger einmal im Jahre, während des Beiramfeſtes, 


ſeiner Schuhſpitze mit den Lippen nahe kommen dürfen, hat 
den Geſandten bei der Hand gefaßt. Es gehörte moraliſcher Muth 
zu dieſer Demonftration gegen das türkiſche Volksurtheil, aber fie iſt 
geſchehen und ſanktionirt gewiſſer Maßen die Gleichſtellung von Chri⸗ 
ſten und Mohamedanern. Die alte Türkei iſt dahin und begraben; 


der Ball am 31. Januar war die Beſtattungsceremonie, und die 


luſtige Walzer⸗ und Polka⸗Muſik war ihr Todtenmarſch. Der 


Moniteur“ enthält in einer Korreſpondenz aus Pera vom 


3. Februar eine Beſchreibung des Balles des Hrn. v. Thouvenel. 


Der Hergang war dem im engliſchen Palaſte ſehr ähnlich. Im 
Thronſaale zog ein Porträt des Kaiſers Napoleon ſofort die Auf- 
merkſamkeit des Sultans auf ſich. Nachdem er es einige Augen- 


blicke betrachtet hatte, ſagte er: „Ich fühle mich wirklich glücklich, 


die Züge meines hohen treuen Verbündeten zu ſehen. Ich fühle 
die lebhafteſte Befriedigung, mich heute bei ihm zu befinden.“ 
Der Sultan unterhielt ſich mit allen fremden Repräſentanten, 
namentlich mit den Geſandten Englands, Oeſterreichs und Preu⸗ 
hend. Er wußte allen ihm vorgeſtellten Damen etwas Angeneh⸗ 
mes zu ſagen. Hierauf wohnte er dem Tanze im Ballſaale, der 
nach ſeinem Erſcheinen mit einer Quadrille eröffnet wurde, eine 
Stunde lang bei. Der Sultan begab ſich dann in den Thronſaal 
zurück und ließ die ihm vorgeſtellten Damen dahin bitten, die ſich 
im Kreiſe um ihn ſetzten, worauf ihm Lady Paget, die Fürſtin 
Sturdza, die Baronin Darican genannt wurden. Der Sultan 
erhob ſich, um jede dieſer Damen zu grüßen. Nach halbſtündiger 


Unterhaltung ging der Sultan in den Ballſaal zurück, den er um 


"Hält der „Oſſerv. Tr.“ eine ſehr intereſſante Denkſchrift. 


kannt werden. 


der Kreuz⸗Zeitung und — um mit ſeinem Nachtreter zu reden — 


404 Uhr verließ, um ſich in feine Privat-Gemächer zu begeben, 
wo er ſich von dem Geſandten verabſchiedete und für die ihm 
gewordene Aufnahme huldvollſt dankte. Er wurde hierauf unter 
demſelben Ceremoniell wie beim Empfange bis zum Thore des 
Palaſtes zurückgeführt, wo er zu Pferde ſtieg und die Fronte der 
ſalutirenden Truppen hinabritt. 
Rückſichtlich der Reconſtitution der Donaufürſtenthümer x 
er 
Geſandte einer verbündeten Macht, welche für die Fürſtenwürde 
jener Donauländer einen Prinzen von Geblüt als Candidaten 
aufzuſtellen gedenkt, ſoll der Autorſchaft dieſes Memorandums nahe 
ſtehen. Daſſelbe iſt ſehr umfangreich und enthält folgende Punkte: 
J. Die Walachei und Moldau mit einem Theile von Beſſara— 
bien bilden unter der gemeinſchaftlichen Garantie der Großmächte 
einen einzigen Staat. II. Die Nation hat das Recht, den neuen 
Fürſten aus ihrer Mitte oder aus einer europätſchen Fürſtenfa⸗ 
milie zu wählen; das Prinzip der Erblichkeit in der Fürſten⸗ 
würde müßte von dem Sultan als dem Oberherrn in dem neuen 
rumenjſchen Stagte unter der Bürgſchaft der Großmächte aner⸗ 
III. Dem erwählten Fürſten und ſeiner Regierung 
bliebe es vorbehalten, nach den Grundlinien, welche die h. Pforte 
im Einverſtändniß mit den verbündeten Mächten aufſtellt, die 
nöthigen Reformen und Inſtitutionen im Lande einzuführen, als 
da ſind: Abolition der Leibeigenſchaft, Emancipation des Bauers, 


verhältnißmäßige Repartition der Steuern auf alle Stände, Ein: 


führung von Statuten und Geſezen, wie ſie in civiliſirten Staa⸗ 
ten ſtehen u. |. w. 

Die „Times“ enthält eine Korreſpondenz aus Erzerum vom 
16. Januar. Es heißt darin: „Die letzten Briefe aus Perſien 
beſtätigen, daß Doſt Mohamed dicht vor Herat ſtaud. Der 
Schah hatte eine Armee gemuſtert, um der Invaſion zu begegnen. 
Wie der Streit enden wird, iſt nicht vorherzuſagen. 


Deutſchland. 


88 Berlin, 18. Februar. Die Kommiſſionen des Abge⸗ 
zordnetenhauſes entwickeln eine fabelhafte Thätigkeit — die Be⸗ 
richte werden förmlich aus der Piſtole geſchoſſen, Widerſpruch 
findet nicht ftatt, man nimmt ohne Weiteres alles an, ja man 
überſtimmt die Regierung und iſt maßlos im Rückſchritt, welchem 
die Loyalität der Regierung, wo es nur irgend wie thunlich iſt, 
einen Hemmſchuh fegen muß. Einen Beweis liefert der jetzt durch 
Herrn v. Gerlach, den ruhmgekrönten Parteiführer, den Vater 


| 
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bats“ zu Folge würde von Seiten der Türkei die Forde⸗ 
rung auf den Pariſer Konferenzen geſtellt werden, 
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Beſtellungen nehmen alle Poſtaͤmter an. 
Für Stettin: die ide Buchhandlung, 
Schulzenſtraße Nr. 341. 0 
Redaction und Erpedition daſelbſt.“ 
2 Inſertionspreis: Für die geſpaltene Petitzeile 1 ſgr. 


Zeil 


Dienſtag, den 19, Februar. 


„vierten Götzen Pommerns“ und deſſen getreuer Städte Schievel⸗ 
bein, Dramburg und Neu⸗Stettin Abgeordneten, erſtattete Bericht 
der Verfaſſungs⸗Kommiſſion über den Antrag des Abgeordneten 
Wagener (Neu⸗Stettin), im Artikel 12 der Verfaſſungs-⸗Urkunde 
zu ſtreichen: „Der Genuß der bürgerlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte iſt unabhängig vom religiöfen 
Bekenntniß“. Bei der allgemeinen Senſation, welche dieſer 
Antrag im ganzen Lande von Saarlouis bis Memel hervor⸗ 
gebracht hat, bei der allgemeinen Entrüſtung über einen Antrag, 
welcher die heilſamen Ungleichheiten des Herrn Prof. Keller 
auch auf die Juden ausdehnen oder vielmehr bei ihnen zuerſt 
probiren will, ſcheint es mir weſentlich, Ihnen den Bericht im 
Auszuge mitzutheilen. Derſelbe lautet: 

Kein Mitglied der Kommiſſion hat für den angegriffenen 
Satz in dem Sinne ſich erklärt, daß deſſen Aufnahme in die 
Verfaſſungs⸗Urkunde, wenn davon jetzt die Rede wäre, für rath⸗ 
ſam erachtet würde. Man vergegenwärtigte ſich, daß der Satz 
mindeſtens den Schein der religiöſen Indifferenz und des Zweckes, 
den Staat zu entchriſtlichen, an ſich trägt, daß die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Kirchen und der älteren chriſtlichen Religions-Geſellſchaf⸗ 
ten durch Spezial⸗Geſetze längſt geordnet, die neu ſich bildenden 
religiöſen und antireligiöfen Sekten und Parteien aber noch viel 
zu wenig geprüft, viel zu unreif, und, ſoweit ihr Charakter bis: 
her hervorgetreten, viel zu bedenklichen Inhalts ſind, als daß es 
weiſe wäre, ihnen mit einer Konzeſſion in dieſer unbeſtimmten 
und allgemeinen Faſſung entgegen zu kommen, die dann doch wies 
der in der Praxis den mannigfachſten Beſchränkungen unterliegt 
und unterliegen muß. Für die Juden iſt unterm 23. Juli 1847 
ein mit dem Vereinigten Landtage vereinbartes Geſetz ergangen, 
welches ihre Rechtsverhältniſſe bis ins Einzelne regelt. Die 
Märzbewegung war es, welche, ohne vorgängige ſpezielle Prüfung 
dieſes ſo ſorgfältig erwogenen und abgefaßten Geſetzes und ohne 
Erörterung der ſchwierigen und zarten Fragen, auf die es in die⸗ 
ſer hochwichtigen Angelegenheit ankommt, zuerſt in der Verord— 
nung vom 6. April 1848 den Sag aufitellte: 

„die Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte iſt fortan von dem 

religiöfen Glaubensbekenntniſſe unabhängig“, 
als eines der Poſtulate der damals ſich überſtürzenden rewolutio: 
nairen Bewegung und als einen Artikel der damals ſogenannten 
Grundrechte, aus welchem Satze dann ſpäter die in dem Antrage 
angegriffene Stelle der Verfaſſungs-Urkunde geworden iſt. Die 
Praxis aber hat dennoch in den verſchiedenen Verwaltungs⸗-De⸗ 
partements ſeit der Verordnung vom 6. April 1848 und ſeit 
der Verfaſſungs-Urkunde eine weſentliche Veränderung nicht ver 
fahren. Von den nicht bereits früher regulirten Sekten kommen 
hier beſonders die ſogenannten „freien und deutſch⸗katholiſchen 
Gemeinen“ in Betracht. Dieſe werden, nachdem jetzt ihr Cha— 
rakter mehr und mehr ſich enthüllt hat, möglichſt und im Ganzen 
mit Erfolg aus denjenigen Lebensſtellungen fern gehalten, in wel 
chen ihr Eintritt gefährlich werden könnte. Und in Betreff der 
Juden hat die Staats-Regierung im Weſentlichen, einzelne Fälle 
vielleicht ausgenommen, die Grenzlinie aufrecht erhalten, welche 
die Verordnung vom 23. Juli 1847 gezogen hat. 

Gegen die Streichung wurde angeführt, daß auch hier, wie 
bei Art. 4, ein nöthigendes praktiſches Bedürfniß nicht als vor⸗ 
handen anerkannt werden könne, ohne welches die Geſetzgebung 
überhaupt nicht vorſchreiten, am wenigſten aber die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde ändern dürfe. Es habe von den Gegnern des angegriffe⸗ 
nen Satzes zugeſtanden werden müſſen, daß er nachweisbaren 
praktiſchen Schaden noch nicht gethan habe, und daß von der 
Regierung die alten Beſchränkungen der Nichtchriſten keinesweges 
fallen gelaſſen, fondern im Weſentlichen aufrecht gehalten worden. 
Auch die Geſetzgebung ſei im Ganzen ungehindert durch jenen Sap 
fortgeſchritten. Sollten dennoch einzelne Uebelſtände entweder jetzt 
ſchon vorhanden ſein oder künftig hervortreten, die auf dieſen Satz 
ſich zurückführen ließen und die weder durch Auslegung der be⸗ 
ſtehenden Geſeze, noch durch die ſonſt der Regierung zu Gebote 
ſtehenden Mittel gehoben werden könnten, ſo werde der richtige 
Weg der der Spezial⸗Geſetzgebung ſein, bei welcher ſo viel als 
möglich, gerade auf dieſem Gebiete, die Initiative der Regierung 
zu überlaſſen und alsdann zu einer etwanigen Streichung oder 
Abänderung des Satzes zu ſchreiten ſein. Die Aufhebung würde 
eine bedenkliche Aufregung veranlaſſen. Wie die (weiter unten zu 
erwähnenden) vielen Eingaben von Judenſchaften ergeben, habe 
ſchon der bloße Antrag Beſorgniſſe hervorgerufen, welche unter 
den gegenwärtigen Zeitverhältniſſen und in einer ſo zarten Ange⸗ 
legenheit, wie die Religion, möglichſt zu vermeiden ſeieg. 

Der Kommiſſarius des Herrn Miniſters des Innern, 
der der Berathung beiwohnte, erklärte, daß die Regierung nicht 
verkenne, daß die Faſſung des Artikel 12 eine glückliche nicht zu 
nennen ſei, aber doch nicht glaube, daß ein genügender Grund zu 


deſſen Aenderung vorliege. Die Regierung ſei auch mit dieſem 


Artikel, jo weit das Vedürfniß es erfordert habe, ausgekommen. 

Sie ſei der Meinung, daß, wenn Konflikte mit demſelben vorkämen, 
im Wege der Spit Gau, nöthigenfall® unter gleich⸗ 
zeitiger Abänderung des Artikels 12 für das betreffende Spezial 


| 


Rechtsgebiet, vermittelnd eingeſchritten werden könne. Hiernach 
empfehle fie die Ablehnung des Wagener ſchen Antrages. 
Dieſen Ausführungen der Regierung wurde von einigen 
Gliedern der Kommiſſion Folgendes entgegengeſetzt. Der ange⸗ 
griffene Satz enthalte eine Verleugnung des Chriſtenthums 
als des Fundaments unſeres geſammten Staatsweſens und Rechts⸗ 
zuſtandes. Nach dem natürlichen Sinne des, Satzes, der jedem 
Unbefangenen zuerſt ſich darbiete, und der, wie geſagt, durch ſeine 
Entſtebungs⸗Geſchichte beſtätigt werde, ſichere er die Zulaſſung zu 
den öffentlichen Aemtern nicht blos den wahren Juden zu, deren 
Religion und Geſchichte man kenne, ſondern auch den Reform- 
Juden, und unter dieſen ſolchen, die nicht mehr Juden, aber auch 
nicht Chriſten ſeien, und daher gar keine Garantieen böten, ferner 
den noch viel gefährlicheren erklärten und offenkundigen Gottes⸗ 
leugnern, wie ſie ſich als Lehrer in den „freien“ Gemeinden jeßt 
bereits vorfänden. Ver Satz mache nicht einmal einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen ſchon vorhandenen und zwiſchen noch künftig auf⸗ 
tauchenden Sekten und Parteien. Die Mormonen, zu deren 
Religions Artikeln. die Vielweiberei gehöre, und die Anhänger 
von Kulten, wie der Venusdienſt und noch ſcheußlichere Dienſte 
des Alterthums, könnten unter dem Schutze dieſes Satzes vollbe⸗ 
rechtigt unter uns Platz nehmen; ohne daß ein jetziges Straf⸗ 
Geſetz fie treffe. oder auch nur ein künftiges gegen ſie erlaſſen 
werden könne. Es gebe ſchon unter den Naturforſchern eine an⸗ 
ſehnliche Partei, welche den gröbften Materialismus und Atheis⸗ 
mus als ihr wiſſenſchaftliches Syſtem lehrten. Dieſe könnten 
nach dieſem Satze Anſpruch auf die öffentlichen Lehrämter an 
unſeren Schulen und Univerſitäten machen. 1848, als die Ten⸗ 
denz, aus der der Satz hervorgegangen, noch in ihrer Blüthe ge⸗ 
ſtanden, ſei es — wenn öffentlichen Nachrichten zu glauben — 
nahe daran geweſen, daß ein Jude zum Kult- Minifter vorge⸗ 
ſchlagen worden wäre. i 
Man nahm von dieſer Seite der Kommiſſion noch auf fol⸗ 
gende Thatſachen Bezug, die man als ſpezielle praktiſche Uebel⸗ 
ſtände bezeichnete, welche aus dem angegriffenen Satze hervorge⸗ 
gangen ſeien. Durch eine allerdings nicht zu rechtfertigende weite 
Auslegung des Satzes ſei der Widerſinn in unſere Rechtspflege 
gekommen und ziemlich allgemein geworden, daß man die „Freien“, 
ſelbſt diejenigen, unter denen die baare Gottesleugnung einheimisch 
ſei, ja, ſogar Juden, die den „Freien“ beitreten und ſomit ihrer 
Väter Gott verläugnen, ohne irgend etwas zu bekennen, in 
Ermangelung anderer Eidesnormen zu chriſtlichen Eiden zulaſſe. 
Endlich wurde angeführt, daß, glaubhaften Nachrichten zu⸗ 
folge, kürzlich verſucht worden ſei, (ſoviel bekannt: mit noch un⸗ 
entſchiedenem Erfolge), dem Kammergerichte einen Juden als 
Aſſeſſor aufzudringen, wiewohl ohne Votum und mit Ausſchlie⸗ 
ßung von Eheſachen und Eides⸗Abnahmen. Auch die ſchon er⸗ 
wähnten Petitionen ergäben die arge Verwirrung des jetzigen 
Zuſtandes. In einer derſelben wird es als eine widerrechtliche 
Härte gerügt, daß man durch dieſen in der beſchwoxenen Verfaſ⸗ 
ſung enthaltenen Satz Juden zu koſtbarer und langjähriger Vor⸗ 
bereitung auf Aemter verleite, die man ihnen nachher unter Gel⸗ 
tendmachung ſpitzfindiger Beſchränkungen verweigere und ſie ſo 
faktiſch um Brod und Hoffnung bringe. In andern wird ge⸗ 
klagt: der Satz ſei leider bisher in praxi nicht zur Wahrheit 
geworden; es ſei den Juden kein weſentlicher Vortheil daraus er⸗ 
wachſen; kein Jude ſei, ſo viel bekannt, zu einem Staats⸗Amte 
gelangt; es ſei erſt noch zu hoffen, daß die Regierung mit der 
Zeit die Gleichberechtigung anerkenne. Sonach reduzire ſich die 
in der Kommiſſion hervorgetretene Meinungs⸗Verſchiedenheit we⸗ 
ſentlich auf die Frage: ob der angegriffene Satz nur auf die eine 
oder die andere Weije durch künſtliche Interpretation unſchädlich 
zu machen, oder ob er zu ſtreichen ſei, welche letztere Alterna⸗ 
tive, als den geraden mit der Wahrheit übereinſtimmenden Weg, 
der Antrag empfehle. 5 var 
Die Kommiſſion hat ſich demnächſt noch beſonders mit dem 
Verhältniſſe der Juden zu dem angegriffenen Satze und zu dem 
Antrage auf deſſen Streichung beſchäftigt. Es ſind gegen die 
Streichung des Satzes eine Menge jüdiſcher Petitionen eingegan⸗ 
gen. Die Glieder der Kommiſſion waren dahin einverſtanden, daß 
die Juden — abgeſehen von den Reform⸗Juden — unter eine 
andere Beurtheilung, als die übrigen Nichtchriſten, fallen. Einer⸗ 
ſeits unterſcheiden die Juden ſich von den übrigen Nichtchriſten 
dadurch, daß ſie eine Nation (nicht blos eine Religion) für ſich 
ſind, die — als Gaſt der Chriſtenheit — ſeit länger als einem 
Jahrtauſend exceptionelle Rechte gehabt und unter exceptionellen 
Beſchränkungen geſtanden hat, unter Beſchränkungen, welche nicht 
verhindert haben, daß viele Juden ſehr wohlhabend, einige ſogar 
unermeßlich reich an Geld und Einfluß, geworden ſind. Anderer⸗ 
ſeits geben die Juden dem chriſtlichen Staate durch ihre Religion, 
— deren Fundamente mit denen des Chriſtenthums identiſch find, 
und deren praktiſche Wirkungen ſeit Jahrtauſenden erfahrungs⸗ 
mäßig vorliegen, — durch dieſe ihre lange Geſchichte und durch 
manche ihnen vorzugsweiſe eigenthümliche bürgerliche Tugenden 
Garantieen, welche die neuaufgekommenen oder noch aufkommen⸗ 
den nicht⸗chriſtlichen Sekten und Parteien nicht geben und nicht 


geben können. Die Juden haben größere und beſſere Anſprüche tikel eine ſcharfe, ſchneldende Kritik der Haltung des Hauſes der 


als die Freien, die Deutſch⸗Katholiken u. ſ. w., wie ſie jetzt ſind, 
und es wäre eine ſchwere Ungerechtigkeit, die Juden hinſichtlich 
ihrer bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte unter die Kate⸗ 
gorie: „Nichtchriſten“ gleich den Atheiſten, Pantheiſten, Mormo⸗ 
nen u. ſ. w. zu behandeln. Die erwähnten jüdiſchen Petitionen 
enthalten zwar zum großen Theil die bekannten auf ſeichtem in⸗ 


zur Zeit der Entſtehung des angegriffenen Satzes gäng und gäbe 
waren und welche zur Verleugnung des chriſtlichen Staats und 
zur öffentlichen Religionsloſigkeit führen. Ein anderer bedeuten⸗ 
der Theil der Petitionen aber macht mit vielem Nachdruck und 
gutem Grunde geltend, daß die Juden durch das göttliche Geſetz 
und die Propheten, welche ſie zuſammen mit den Chriſten aner⸗ 
kennen, und durch die Geſchichte ihrer Exiſtenz in ſo vielen Chri⸗ 
ſtenſtagten einen gerechten Anſpruch auf einen bedeutenden Grad 
von Vertrauen bei Abmeſſung ihrer bürgerlichen und ſtaatsbür⸗ 
gerlichen Rechte ſich erworben haben. * 

Die Kommiſſion war einſtimmig der Meinung, daß den Ju— 
den die völlige politiſche Gleichheit mit den Chriſten, insbeſondere 
die Fahigkeit zu obrigkeitlichen Aemtern, welche der angegriffene 
Satz in ſeiner unbeſtimmten Allgemeinheit in Ausſicht geſtellt, aber 
faktiſch nicht verſchafft hat, in einem chriſtlichen Staate nicht zu 

ewähren ſei. Sie hielt es aber nicht für ihre Aufgabe, das 
Moß der ihnen zu gewährenden Rechte näher zu erörtern. Das 
ſehr ſorgfältig berathene und ausführliche Geſetz vom 23. Juli 
1847 ſchließt fie aus von allen Aemtern und Stellungen, mit de⸗ 
nen richterliche, polizeiliche oder exekutive Gewalt, oder Beaufſich⸗ 
tigung von chriſtlichen Kultus⸗ und Unterrichts ⸗ Angelegenheiten 
verbunden iſt, — von den Profeſſuren an den Univerſitäten nur 
zum Theil, nach Unterſchied der Fächer, — von den Lehrämtern 
an andern als Kunſt⸗, Gewerbe-, Handels- und Navigations- und 
jüdiſchen Unterrichts ⸗Anſtalten, — von den ſtändiſchen Rechten 
und von der Ausübung der Polizei und des chriſtlichen Patronats. 
Außerdem unterwirft es die nicht naturaliſirten Juden des Groß: 
herzogthums Poſen — die große Maſſe, wie es ſcheint, der dor 
tigen jüdiſchen Bevölkerung — den tiefgreifendſten Beſchränkungen, 
ähnlich denen der Napoleoniſchen Geſetzgebung, worauf hier nicht 
ſpeziell einzugehen iſt. Es iſt in der Kommiſſion keine Meinung 

eäußert worden, welche im Weſentlichen andere Prinzipien als 
die dieſes Geſetzes forderte. Auch hat kein Mitglied beſondere 
Bedenken oder Erinnerungen gegen die in dieſem Geſetz gezogene 
Grenzlinie erhoben. Solche Bedenken würden jedenfalls ſpeziell 
begründet werden müſſen. 

Nachdem der den Berathungen beiwohnende Antragſteller ſich 
vergegenwärtigt hatte, daß die erörterten Bedenken gegen den ans 
gegriffenen Satz hauptſächlich das Gebiet der ſtaatsbürgerlichen, 
nicht das der bürgerlichen Rechte, ſoweit dieſe Gebiete zu unter— 
ſcheiden ſeien, betreffen, fo modifizirte der Antragſteller ſeinen Uns 
trag dahin: „Das Haus wolle ein Geſetz folgenden Inhalts ber 
chließen: §. 1. Der Art. 12 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. 

anuar 1850 wird aufgehoben. §. 2. An die Stelle deſſelben 
treten folgende Beſtimmungen: Die Freiheit des religiöſen Ber 
kenntniſſes, der Vereinigung zu Religions- Geſellſchaften (Art. 31 
und 32) und der gemeinſamen häuslichen und öffentlichen Reli⸗ 
gions⸗Uebungen wird gewährleiſtet. Der Genuß der bürgerlichen 
Rechte ift unabhängig von dem religiöfen Bekenntniſſe. Den bür⸗ 
gerlichen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung 
der Religionsfreiheit kein Abbruch geſchehen. Die Regulirung der 
ſtaatsbürgerlichen Rechte der nicht chriſtlichen Staatsangehoͤrigen 
bleibt der Spezial⸗Geſetzgebung vorbehalten.“ 

Dieſer F. 2 unterſcheidet ſich von dem Art. 12, deſſen In⸗ 
halt er ſonſt wiedergiebt, nur darin, daß er hinter dem Worte: 
„bürgerlichen“ die Worte „und ſtaatsbürgerlichen“ wegläßt, und 
daher nur in Beziehung auf dieſe den angegriffenen Satz ſtreicht, 
und daß er am Ende den Satz, der anfängt: „Die Regulirung“ 
hinzuſetzt und ſomit die Regulirung der ſtaats bürgerlichen Rechte 
der Nicht⸗Chriſten der Spezial-Geſetzgebung vorbehält, jo daß dieſe 
bei dieſer Regulirung durch den Verf.» Artitel 12 nicht mehr bes 
ſchränkt werden würde. 

Der Herr Regierungs-Kommiſſar ſprach ſich auch gegen 
dieſen Antrag aus, erklärte aber, daß die Regierung demſelben 
eher als dem urſprünglich geſtellten ſich würde anſchließen können. 
Oer Antrag wurde hierauf in der neuen Faſſung mit 6 gegen 4 
Stimmen angenommen, und empfiehlt daher die Kommiſſion dens 
ſelben fo gefaßt dem Haufe zur Annahme. Zugleich trägt ſie 
dahin an, durch dieſen Beſchluß die oben erwähnten Petitionen 
für erledigt zu achten, desgleichen eine Petition weſentlich gleichen 
Inhalts, welche von einem ſich ſelbſt ſo nennenden „Vorſtande 
einer freien Gemeinde“ zu Rothenburg an der Oder eingegan— 

en iſt. 

5 Nicht mehr und nicht weniger als 264 Petitionen jüdiſcher 
Gemeinden aus allen Gegenden der Monarchie ſind gegen den 
Antrag eingelaufen, darunter aus Pommern von den Synagogen: 
Gemeinden zu Stettin, Cöslin, Stargard, Anklam, Belgard, 
Polzin, Pyritz, Arnswalde, Demmin, Woldenberg, Stolp, Ueder: 
münde, Dramburg, Schievelbein, Greifswald, Gollnow, Naugard, 
Labes, Rügenwalde, Paſewalk, Bütow und einigen kleineren 
Städten. Die letzte aller Petitionen iſt von der Synagogen⸗ 
Gemeinde zu Thorn am 11. Februar 1856. 
Zur Jagdfrage iſt von dem Grafen v. Voß⸗Buch noch 
folgender Antrag eingebracht worden: Das Herrenhaus wolle fol⸗ 
gendem Geſetz⸗Entwurfe feine Zuſtimmung ertheilen: „Der $. 2 
des Geſetzes vom 31. Oktober 1848, betreffend die Aufhebung 
des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden und die Ausübung 
der Jagd, iſt aufgehoben.“ Als Gründe ſind angeführt: „Die 
Beſtimmung des F. 2, daß eine Trennung des Jagdrechts vom 
Grund und Boden als ein dingliches Recht nicht ſtattfinden dürfe, 
enthält nicht nur eine drückende Beſchränkung der freien Verfügung 
über das Eigenthum, ſondern giebt auch, indem ſie die Bildung 
paſſender Jagd-Bezirke und zweckmäßiger Jagd⸗Grenzen hindert, 
zu vielfältigen Reibungen und Streitigkeiten Veranlaſſung. Ihre 
Aufhebung erſcheint daher dringend nothwendig, und iſt auch be⸗ 
reits in dem von der Königl. Regierung dem Herrenhauſe im 
vorigen Jahre vorgelegten Entwurf zu dem Jagdpolizei-Geſetz in 
Vorſchlag gebracht worden.“ 

Die „National⸗Zeitung“ enthält in ihrem neueſten Leitar⸗ 


Verleger und verantwortlicher Redakteur H. Schoenert in Stettin. 


MH gegründeten Behauptungen, welche 
e 


1 
1 


Abgeordneten, wie ſie ſich in der letzten Zeit dokumentirt hat. 
In Folge der parlamentariſchen Debatten, ſagt ſie, beginnt bereits 
unſere Stellung nach Außen zu leiden, und da wir den Männern, 
welche jetzt das entſchiedene Uebergewicht im Abgeordnetenhauſe 
haben, zutrauen, daß ihnen dieſe ebenfalls am Herzen liegt, ſo wer⸗ 
den ſie es gewiß anerkennen, wenn wir ſie darauf aufmerkſam 
machen, daß die auswärtige Preſſe bereits anfängt, unſere inneren 
Zuſtände nicht nur lächerlich zu machen, ſondern auch daraus aller⸗ 
hand gefährliche Schlüſſe zu ziehen. Schon haben die einflußreich⸗ 
ſten engl. und franz. Blätter unſere konſtitutionellen Verhältniſſe 
und die ganze Lage des Landes einer Kritik unterzogen, welche die 
gedachte Partei ohne Zweifel für irrthümlich halten wird, die 
aber immer Schaden thut. Denn es iſt für die Behandlung un— 
ſerer auswärtigen Angelegenheiten nicht nur nothwendig, daß wir 
im Innern ſtark ſind, ſondern auch das Ausland den Glauben 
davon habe, und die gedachten Herren würden gut thun, ſich in 


die Lage eines Geſandten zu verſetzen, deſſen Logik viel weniger 


durch Puffendorff und Vattel als durch den Hinweis auf die 
dauernde, weil innen befeſtigte Macht ſeines Landes Unterſtützung 
findet. Was ſoll das Ausland denken, wenn Herr v. Gerlach 
ſich nicht ſcheut, in der Sitzung vom 14. Februar zu jagen: 
„Es ict der Triumph des Adels, daß er in der Armee den bürger⸗ 
lichen Offizieren adlige militäriſche Sitten mittheilt.“ Die Fran⸗ 
zoſen wiſſen jo gut wie wir, daß unſere Artillerie, das Ingenirurs 
korps und die Landwehr vorzugsweiſe bürgerliche Offiziere hat, 
und ſo wenig wir auch auf Phraſen geben, iſt es doch ein 
unangenehmer Kontraſt mit Hrn. v. Gerlach's Worten, wenn der 
Kaiſer der Franzoſen öffentlich gar keinen Adel anerkennt als den 
natürlichen Adel des Landes, der ſich in der Armee ausdrückt. 
Wir glauben, daß ſolche Worte mehr begeiſtern als das Glück, 
wenn ½ der Bevölkerung kleinen Herren angehören und ſich des 
Einfluſſes dieſer auf die Sitte der Bürgerlichen erfreuen. Wenn 
das Wohl des Landes darunter leidet, ſo hört die Achtung vor 
der Aufrichtigkeit auf, mit der ein Redner ſich in der Lage befin⸗ 
det, überall ſchonungslos ſeine innerſten Gedanken auszuſprechen. 
Es iſt ſchlimm genug, daß ſolche Gedanken exiſtiren, es iſt aber 
über alles Maß hinaus, wenn, eben ſo wie Herr v. Gerlach in 
dieſer Debatte zwiſchen eigenen und abgeleiteten Rechten unter⸗ 
ſchied, der Bürgerliche auch eine abgeleitete Ehre anerkennen ſoll. 

Danzig, 16. Febr. Vor einiger Zeit iſt hier eine An⸗ 
zahl geachteter Kaufleute zur Bildung einer Actien⸗Geſellſchaft 
zuſammengetreten, welche ſich die Aufgabe ſtellt: See- und Fluß⸗ 
ſchiffe, namentlich aber Dampf⸗Fahrzeuge, zu bauen und mit den⸗ 
ſelben Rhederei⸗Geſchäfte zu betreiben. Die Geſellſchaft, die den 
Namen „Danziger Rhederei-Actien⸗Geſellſchaft“ führt, hat ihr 
Grundkapital einſtweilen auf 200,000 „Thaler in 400 Actien zu 
500 Thalern feſtgeſetzt. Die Errichtung der Actien⸗Geſellſchaft 
iſt Allerhoͤchſt genehmigt und das Geſellſchafts⸗Statut beſtätigt 
worden. 

Altona, 15. Februar. Der „Nord. Courier“ und der 
„Hamb. Korreſpondent“ theilen heute den Strafantrag mit, wel⸗ 
chen der öffentliche Ankläger, Höchſtengerichtsadvokat Brock, geſtern 
im Reichsgerichte geſtellt hat. Darnach würden der ehemalige 
Finanzminiſter Sponneck, der ehemalige Marineminiſter Steen⸗ 
Bille und der ehemalige Kriegsminiſter Hanſen die größte Strafe 
erleiden, nämlich ihre Aemter verlieren (Graf Sponneck iſt Ober: 
zolldirektor und ſteht als ſolcher unter dew Finanzminiſter Oberſt⸗ 
lieutenant Andrae, Bille Admiral und Hanſen Generallieutenant) 
und ins Staatsgefängniß wandern müſſen, während Geheimerath 
Oerſted (Konſeilspräſident und Kultusminiſter), Tilliſch (Miniſter 
des Innern), von Scheel (Juſtizminiſter, nicht zu verwechſeln 
mit dem jetzt vor das Kieler O.⸗A.⸗Gericht geſtellten Miniſter des 
Auswärtigen und für Holſtein und Lauenburg Geheimerath von 
Scheel, Landdroſten in Pinneberg) und Geheimerath Bluhme, 
Direktor der Oereſund-⸗Zollkammer und z. Z. Bevollmächtigter 
Dänemarks bei den Sundzollkonferenzen, nur zum Staatsgefäng⸗ 
niſſe, nicht aber auch zum Amtsverluſte, verurtheilt werden. Alle 
7 genannten Exminiſter aber müßten die von ihnen ohne Geneh⸗ 
migung des daäniſchen Reichstages, vorzugsweiſe für Rüſtungen 
verausgabten Summen wiedererſtatten und obendrein die Pro— 
zeßkoſten bezahlen. Der Spruch des Reichsgerichts wird übri⸗ 
gens wohl erſt morgen, Sonnabend, 16. Februar, erfolgen. 

(Nat. Ztg.) 


Telegraphiſche Depeſche der „Stettiner Ztg.“ 
London, 19. Februar. Nach der heutigen „Times“ 
würden vorläufig 5 Millionen Anleihe begehrt, weitere 16 
Millionen vor Seſſionsſchluß des Parlaments. Der Schatz⸗ 
kanzler erwartet vom Frieden günſtige Bedingungen. 


Stettiner Nachrichten. 


* Stettin, 19. Februar. Durch das ſeit einigen Tagen wie⸗ 
der eingetretene ase und anhaltende Froſtwetter iſt die bereits 
eröffnet geweſene Binnenſchiffahrt neuerdings unterbrochen worden. 
Die Oder geht ſtark in Treibeis, das ſich ſtellenweiſe ſogar feſtge⸗ 
ſetzt und eine ſtehende Eisdecke gebildet hat. Die Nebenarme und 
Kanäle dagegen find bis Breslau hinauf wieder vollftändig einge⸗ 
roren. Der Froſt kam ſo unerwartet, daß ſelbſt zwei der hieſigen 
ampfer, die von hier ſtromauf gingen, bevor fie ihr Ziel, Frank⸗ 

furt, erreichten, zum Beilegen genötbigt wurden. Von demſelben 
Unfall ſind natürlich auch viele Oderkahne betroffen worden, die 
der milden Witterung zu früh vertraut hatten. 

en Wie wir ſchon erwähnt haben, wird Herr Brenner zu 
ſeinem Benefiz die „Hochzeit des Figaro“ von Mozart geben. Dieſe 
reizendſte aller komiſchen Opern wird demgemaß morgen wieder ein- 
mal auf unſerer Bühne zur Darſtellung gelangen, und wenn wir 
dies ſchon an und für ſich als ein freudiges Ereigniß betrachten, ſo 
wird unſere Hoffnung auf einen herrlichen Kunſtgenuß um ein 
Bedeutendes noch dadurch erhöht, daß Herr Böttcher, der im ver⸗ 
gangenen Jahre als Lyfiart, Don Juan und Figaro hier jo viel 
verdienten Enthuſias mus fand, die Partie des Luſtigſten und Wibig- 
ften aller Barbiere übernommen hat. Im Uebrigen glauben wir noch 
darauf aufmerkſam machen zu müſſen, daß Herr Böttcher ganz 
beſtimmt nur einmal auftreten wird. a 

Das Konzert des Herrn Roſenthal, erſten Violiniſten an 
der hieſigen Theaterkapelle, auf welches wir das Publikum bereits 
5 gemacht haben, findet am Donnerſtag ſtatt, und theilen 
die öffentlichen Anzeiger das Nähere mit. 

een f alen Krise , 

Da ſich, wie wir hören, in allen Kreiſen der hieſigen Bewoh⸗ 

nerſchaft ein jo erfreulich reges Intereſſe für die projektirte An⸗ 


Druck von R. Graßmann in Stettin. 


lage der Wiaſſerleitung kund giebt, ſo erſcheint es und "ange- 
meſſen, das verehrliche Comite, welches die Durchführung des ge⸗ 
meinnützigen Unternehmens in die Hand genommen hat, darauf 
aufmerkſam zu machen, daß es von vorne herein dahin wirken möge, 
uns die volle Wobhlthat der Waſſerleitung zu en naler ir 
haben in dieſer Beziehung die Anlage von verdeckten Kanälen durch 
alle Straßen der Stadt, ähnlich wie in der Grapengi e, im 
Auge. Erſt wenn die offenen Rinnſteine verſchm un 
das Triebwaſſer der Waſſerwerke uns von der ſtlogke in den Rinn⸗ 
einen und deren peſtil alijcher Ausbünſtun im Sommer gründlich 
efreit hat, wenn überall in den Häuſern mit Leichtigkeit . 
loſe Water closets ſtatt der gewöhnlichen Nachtladen und pparte⸗ 
ments angelegt werden können, die die Kloake durch die ae ſo- 
fort abführen, erſt dann würden wir die ganze erfriſchende Wohl- 
that der Waſſerwerke anerkennen müſſen und mit Vergnügen das 
kleine Geldopfer bringen, welches die Anftalt von uns fordern wird. 
71 würde die Anlageſumme dadurch von 200,000 auf 250,000 
hlr. erböht werden müſſen. Wir aber ſind der feſten Ueberzeu⸗ 
ung, daß dieſe Mehrausgabe der Rente des Unternehmens keinen 
Abbruch thun, dieſelbe vielmehr erhöhen würde, da unzweifelhaft 
alsdann kein Hausbeſitzer ſich von der Betheiligung an dieſem ge⸗ 
Wide gen Werke, in des Wortes beſter Bedeutung, 1 en 


Literariſches. 


„Raphael und Mozart.“ Eine Parallele. Vortrag zur 
Feier des e Geburtstages Mozart's am 28. Januar 1856 
gehalten von C. E. R. Alberti. Stettin, Verlag der Müllerſchen 
Buchhandlung, Th. von der Nahmer. 

Dieſer Vortrag eröffnet mit dem ihm vorangegangenen über 
Richard Wagner und deſſen Stellung zur Muſik der Gegenwart 
eine Reihe von Vorträgen aus dem Gebiete der Muſik, die der 
Herr Verfaſſer demnächſt in einer Geſammtausgabe erſcheinen laſſen 
wird. Der vorliegende, eine Vergleichung des göttlichen Urbiners 
mit dem „Raphael der Tonkunſt“, dem unſterblichen Komponiſten 
des Don Juan, 0 eine werthvolle Feſtgabe für den Tag, den ganz 
Deutſchland mit Erhebung und dankbarer Freude begangen hat, an 
den 100 jährigen Geburtstag des Lieblings der Nation, des deut⸗ 

chen Wolfgang Amadeus Mozart. Ausgehend von der bedeut⸗ 
amen Wichtigkeit ſolcher angeſtellten Parallelen, als deren höchſter 
zeiſter Plutarch zu betrachten iſt, ſtellt Herr Alberti im erſten Theile 
eines Vortrages das Leben des italieniſchen Malers und des deut⸗ 
chen Komponiſten in den Hauptzügen einander gegenüber und ſucht 
mit feiner Hand die Aehnlichkeiten hervor, die dem aufmerkſamen 
Beobachter ſich in * Fülle darbieten; wie beider Künſtler Leben 
ein Leben in der Kunſt, ja das künſtleriſche Schaffen ihr eigenſtes 
Leben iſt, wie jeder ihrer Athemzüge der großen Miſſion geweiht iſt, 
die ihnen der Himmel auftrug und die ſie beide in der kurzen Spanne 
des Lebens, die ihnen gemeſſen war, ſo herrlich erfüllt haben; wie 
fie im Leben ſelbſt, wenn auch jeder in ſeiner Weiſe, harmloſe, ja 
naive Kinder blieben, und doch andrerſeſts mit offenem, rückhalt⸗ 
loſem Weſen, nur der Kunſt dienend und nach Menſchengunſt nicht 
Bryan: Beſonders wohlthuend hat uns die verſtändnißvolle Milde 
erührt, mit der der Herr Verfaſſer das äußere Leben beider Künſtler 
gegen den Vorwurf der Ausſchweifung und der wüſten Sitte ver⸗ 
theidigt, das feine Verſtandniß, mit dem er uns in die innerſte 
Wertſtatt des künſtleriſchen Schaffens führt, die Nothwendigkeit 
und Bedingung deſſelben zeigt, und von da aus das Leben des 
Künſtlers zu verſtehen trachtet und es in Schutz nimmt gegen die 
Anal keit und das kleinliche Sich⸗in⸗die⸗Bruſt⸗Werfen des gro- 
en Haufens. a 
m zweiten Theil zeigt uns Hr. Alberti die gleiche Stellun 
Beider zu der Zeit, in der fie lebten und zu ihrer Kunſt, wie fie 
ihnen entgegentrat in ihrer früheren Entwickelung und in dem, was 
in ihr bis dahin erreicht war; wie Raphael und Mozart das, was 
ihre Vorgänger einzeln errungen hatten, zuſammenfaßlen kraft ihrer 
San Sendung und des ihnen inne wohnenden ſchöpferiſchen 
eiſtes, und nicht allein zuſammenfaßten, ſondern auch über Alles 
weit hinausgingen, daß ſie neben der abſoluten Schönheit der Form, 
der höchſten Anmuth in ihren Werken die größte Tiefe der pſycho⸗ 
logiſchen Charakteriſtik und, wo ſich die Gelegenheit dazu bietet, in 
echter dramatiſcher Wahrheit das Höchſte, das bis dahin Unüber- 
troffene an den Tag legten, 

Es folgt eine geiſtreiche Analvſe der vornehmſten Raphaeliſchen 
Gemälde und der Vorführung der bedeutendſten dramatiſchen Cha⸗ 
raktere aus der heiligen Siebenzahl der Mozartſchen Opern. Das 
Ganze ſchließt mit einer Huldigung in Na die den Manen der 
größten Meiſter der Tonkunſt und der Malerei dargebracht wird. 

Das Büchlein iſt von der Verlagsbuchhandlung elegant ausge- 
ſtattet und wird denen, die am 28. Januar den Vortrag angehört 
haben, eine werthvolle Erinnerung, für die, denen derſelbe neu iſt, 
aber eine intereſſante Lektüre ſein, die einige friſche, lebendige Streif⸗ 
lichter auf das künſtleriſche Schaffen der beiden großen 2 


wirft. — 
Börſenberichte. 


Stettin, 19, Februar. Witterung: Schneetreiben. Tew⸗ 
peeratur — 10 Wind O. 

Am heutigen Landmarkt hatten wir eine Getreide» Zufuhr 
beſtehend aus: — W. Weizen, 10 W. Roggen. 4 W. Gerſte. 
— W. Erbſen. 6 W. Hafer. Bezahlt wurde für Weizen 84 bis 
88, Roggen 80-84, Gerſte 5254, Erbſen B0—84 . er 25 
Scheffel, Hafer 38-40 Yır 26 Scheffel. 

* fe „ eee 3 5 

eizen, feſt, loco 83.90pfd. 101 ez., 85. 90pfd. 105 
bez., Yer Früblabr 88. sopfd. gelber urn Suat 112 22 
Br. u. Gd., Yr Mai⸗Juni 110—112 %. Br. 

Roggen, behauptet, loco 86.87 pfd. 7er 824. 80 & bez. u. Br., 
84.824. 78% As bez., 824, er Frühjahr 29 % % Gd. 
855 Mai⸗-⸗Juni 80 ,. Br., t Zuni-Zuli 79 ½% Br., 78 


Gerſte, loco 74.75½. 56 a 57 , Br., Yr Frühjahr 74,75%. 
große pomm. 57 ½ % bez., 74. 7spfd. ohne Benennung 56 . Gd. 

Hafer, loco 52pfb. 37 a 39 4 Br., r Frühj. 50.52% ohne 
Benennung excluſive poln. und preuß. 36 44. Gd. 

Erbſen loco kleine Koch- nach Qual. 82 & 84 ½ Br. 

Leinöl incl. Faß 14½ %. Br, 

Rappkuchen 2½ . Br. 

Rüböl, loco und nahe Termine matt, ſpätere etwas feſter, 
loco 15% . bez., Ir Februar, Februar-März und März-April 15% 
Fig. Br., 15% Gd., Jr April⸗Mai 151½2—16 . bez., 16 3. Br., 
der Sept.⸗Okt. 14 ½ 34 bez., 14% 9, Br. 

Spiritus, ziemlich unverändert, loco ohne Faß 12¾ũ— / % 


Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 
Berlin, 19. Februar, Nachmittags 2 Uhr. Staatsſchuldſcheine 
Prämien-Anleihe 3½ % 113 Gd. 4½ % Staatsanleihe 
von 1854 101 Gd. Berlin⸗Stettiner 166½ bez. Stargard - Pojener 
98 bez. Köln⸗Mindener 166 ½ bez. vanzöffjch-De err. Staats- 
Eiſenbahn⸗Aktien 173 ½ ea 3 Mt. 6. 21 ½ Gd. 
oggen Yr Februar März 77, 76 ½ bez., r Frühjahr 78, 
77 ½ Be. bez., ½ Mai-Juni 781/,, 77 ½ . br) 
Rüböl loco 16 ¼ . Br., r Februar⸗März 16 ½ Ag Br., 
der April⸗Mai 16%, Ya K bez. a 
Spiritus loco 28%, . bez., r Febr.⸗März 28%,, 29 
bez., 7er März⸗April 29 ½ 4, bez., ur April-⸗Mai 30, 297; bez. 
London, 18. Februar. Weizen 1 — 28, Hafer 6d theurer als 
letzten Montag; weiße Erbſen 28 billiger. — Kaltes Wetter. 
Amſterdam, 18. Februar. Weizen und Nonpen unverändert, 
wenig Geſchäft. Rapps er Frühjahr 96 T. Ruͤböl er Frühjahr 
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